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gabe neuer Stellenverzeichniſſe nicht ſtattgerunden hat , muß eine ſolche
nicht nur für den e 1552 „ ſondern auch für den Kommunal

dienſt ſind nicht nur Verzeichniſſe anzulegen , ſondern auch die tatſächlich
offenen Stellen der Militäranwärter ſchnell zur Kenntnis zu bringen .

Endlich wird man ſich doch dazu verſtehen müſſen , eine einheitliche
Kontrollinſtanz für die geſamte Frage der Anſtellungsgrundſätze
zu errichten . Als ſolche kann nach Lage unſerer ſtaatsrechtlichen Ver

hältniſſe nur das Reichsamt des Innern in Betracht kommen ,
wie es auch der Bund der Militäranwärter angeregt hat . Dieſe Kontroll

inſtanz kann gleichzeitig oberſte Vermittlungsinſtanz für die Anſtellung
werden und ſo den einzelnen Behörden viele Arbeit erſparen . Nachdem

der Bundesrat einmal die Grundſätze erlaſſen hat , muß auch die Aufſicht
über ihre Durchführung im Intereſſe des Reichs liegen ; das iſt die

von ſelbſt ſich ergebende Konſequenz wie kein unitariſches Beſtreben .

Grundſätze erlaſſen mit dem ſtillen Vorbehalt , ſie nicht auszuführen ,
darf man dem Bundesrat nicht unterſtellen . Manche Reibung würde

durch eine ſolche Inſtanz erſpart und das Reich , das den Zivilver
ſorgungsſchein ausſtellen läßt , weiß dann auch , was mit dieſem
erzielt wird und kann eher auf Abhilfe dringen .

Kechſtes Kapitel .

Militärdienſtzeit und Beſoldungsdienſtalter .
Die Beratung des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes im Jahre 1900

gab Gelegenheit , eingehend die Frage zu erörtern , in welchem 5
alter der Militäranwärter zur etatsmäßigen Anſtellung kommt und wie

lange er im Zivildienſt verbleibt . Dabei ſtellte ſich heraus , daß dieſer

halb in den einzelnen Reſſorts große Unterſchiede beſtehen . Da

mals betrug die Beamtendienſtzeit

für Zivilanwärter für Militäranwärter

15
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4
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bei der Reichspoſt 2

bei der Eiſenbahnverwaltung 2

bei der Verwaltung der in —

direkten Steuerrn 89 12

bei der Berg⸗uſw . Verwaltung 27 ( 80 20 ( 50 17

bei der Juſtizverwaltung . . 27 18

I1 Jahre 22,00 Jahre
11 20,11

—1

Nach dieſen amtlich vorgenommenen Ermittlungen bleibt der Militär

anwärter teilweiſe nicht einmal z; ſolange in ſeiner Stelle wie der Zivil
anwärter . Wenn dieſe amtlichen Zahlen auch kein erſchöpfendes Geſamt
material gegeben haben , ſo ließen ſie doch den einen Schluß zu , daß
die Militäranwärter in einem erheblich ſpäteren Lebensalter zur An⸗
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ſtellung kommen als die Zivilanwärter . Der Reichstag forderte darum

ſchon 1906 die Anrechnung eines Teiles der Militärdienſtzeit auf das

Beſoldungsdienſtalter . war ein Geb der Gerechtigkeit , keine

Verletzung berechtigter derer Intereſſen .

A. Reich .

Als darum im Jahre 1909 ein Beſoldungsgeſetz für Reichsbeamte

erlaſſen wurde , fanden folgende Beſtimmungen Aufnahme :

§ 7. Den Militäranwärtern , die 9 Jahre und darüber im Heere oder in der

Marine gedient haben , wird bei der erſten etatsmäßigen Anſtellung die Militär

und Marinedienſtzeit

a) ſoweit dieſe und die nachfolgende Zivildienſtzeit 12 Jahre überſteigt ,

bis zu drei Jahren , mindeſtens jedoch mit einem Jahre ,

p) ſoweit die Militär - und Marinedienſtzeit und die nachfolgende Zivil

dienſtzeit 12 Jahre nicht überſteigt , mit einem Jahre auf das Be

ſoldungsdienſtalter angerechnet .

Den Militäranwärtern , die weniger als 9 Jahre im Heere und in der

ienſtzeit bei der erſtenMarine gedient haben , wird die tatſächlich abgeleiſtete D

etatsmäßigen Anſtellung als mittlere Beamte oder Kanzleibeamte bis zur Dauer

eines Jahres auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet .

Die vor dem vollendeten 17. Lebensjahre liegende Militär - und Marine

dienſtzeit bleibt außer Betracht .

§ 8 . Werden Unterbeamte aus der Klaſſe der ehemaligen Militäranwärter

als mittlere Beamte oder als Kanzleibeamte angeſtellt , ſo findet eine Anrechnung

der Militär - und Marinedienſtzeit inſoweit ſtatt , als nicht ſchon die bei der An⸗

s Unterbeamte ſtattgehabte Anrechnung zu einer gleichen Verbeſſerungſtellung

des Dienſteinkommens in der neuen Klaſſe führt .

Übergangsvorſchriften .
F

§ 40. Den Beamten aus der Klaſſe der ehemaligen M litäranwärter , auch

wenn ſie ſich in Beförderungsſtellen befinden , wird das Beſoldungsdienſt

alter inſoweit vorgerückt , wie eine Vorrückung erfolgt wäre , wenn die §§ 7 und 8

rführung aus einerſchon zur Zeit der erſten etatsmäßigen Anſtellung oder Übe

Unterbeamtenſtelle in eine Stelle des mittleren oder Kanzleidienſtes in Geltung

geweſen wäre . “

In dieſen Vorſchriften waren nur die Grundgedanken enthalten .

Die dann erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen brachten eine Reihe

von Härten , um deren Beſeitigung der Bund der Militäranwärter

den Reichstag bat ; es ſollte insbeſondere

a) jegliche Zivildienſtzeit , gleichgültig bei welcher Behörde und in

welcher Stellung im Reichs - , Staats - oder Kommunal⸗ - uſw . Dienſte

ſie abgeleiſtet iſt , als anrechnungsfähig bezeichnet werden ,

die anrechnungsfähige Dienſtzeit der in Beförderungs

befindlichen Militäranwärter inſoweit in den Beförderungsſtellen

angerechnet werden , als durch die Anrechnung in der erſten etats

ſtellen

mäßigen Stelle eine der Länge der anzurechnenden Dienſtzeit



entſprechende Vordatierung in der Beförderungsſtelle nicht er —

folgt iſt , und

c) die zu ungunſten der Militäranwärter ſtattgefundene Ausſchaltung
des 13. Dienſtjahrs beſeitigt werden .

Dieſe Beſchwerden erſcheinen nicht unbegründet ; es iſt nämlich

überall nur die nach dem 13. Jahre liegende Dienſtzeit angerechnet

worden . Einem vor dem Jakrafttreten des Geſetzes ten

Militäranwärter z. B. , der 13 Jahre 6 Monate ( einſchließlich

des bei der Zivilbehörde abgeleiſteten Probejahrs ) beim Wiltär
gedient hat und 1 Jahr und 6 Monate Diätar geweſen iſt , ſind

nicht etwa die über das 12. Dienſtjahr hinaus nachgewieſenen an

rechnungsfähigen 3 Jahre , ſondern tatſächlich nur 2 Jahre angerechnet

worden . Durch dieſe Ausſchaltung iſt die Wirkung der Anrechnung

für die Militäranwärter bei der Reichs - Poſt⸗ und Telegraphen - Ver

waltung , zum Teil auch bei den Militäranwärtern anderer Verwaltungen ,

ſehr gering geweſen . Der Wert der geſetzlichen Beſtimmungen iſt durch

die willkürliche Ausſchaltung weſentlich herabgemindert worden . Es

dürfte deshalb als ein Akt ausgleichender Gerechtigkeit angeſehen

werden , wenn die Ausſchaltung des 13. Jahres beſeitigt wird und die

Beamten in den vollen Genuß der Allerhöchſt bewilligten Anrechnung

von Militärdienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter gelangen .

B. Die Bundesſtaaten .

Bei der Verabſchiedung des Beſoldiingsgeſetzes hat der Reichstag

unterm 12. Juli 1909 folgende Reſolution angenommen :

„ den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , mit den verbündeten Re

gierun en in Verhandlungen darüber einzutreten , daß die im § 8

jetzt § des Beſoldungsgeſetzes beſchloſſenen über die

der Militär - und Marinedienſtzeit der Militäranwärter

auf das Beſoldungsdienſtalter in allen Bundesſtaaten gleichmäßig

durchgeführt werden “ .

Nach der Druckſache des Reichstags vom 13 . Januar 1910 iſt dieſe

Reſolution vom Bundesrate 55 Herrn Reichskanzler überwieſen

worden , und nach Seite 61 ſind die Verhandlungen mit den verbündeten

Regierungen eingeleitet .

Die Reichsregierung teilte im Jahre 1911 mit , daß „die Regelung

eine gewiſſe Zeit erfordere , da es in den

——9. —

Bundesſtaaten des

Erlaſſes eines Geſetzes bedürfe . Auch die Frage einer entſprechenden

Berückſichtigung der im Kommunaldienſte 22 Militäranwärter

ſei bei den Bundesregierungen angeregt worden . Eine Mitteilung

über deren Stellungnahme könne noch nicht erfolgen , da erſt wenige

M. Erzberger , Der Militäranwärter .



Außerungen eingegangen ſeien . “ Auch heute iſt noch nicht überall

entſprechend dem Beſchluſſe des Reichstags verfahren . Hier liegt es

ganz allein bei den Einzelregierungen , Abhilfe herbeizuführen . Alle Be

ſoldungsgeſetze laſſen ſo viel Spielraum , daß ein Miniſterialerlaß im

allgemeinen oder die Feſtſtellung im Einzelfall ſo erfolgen kann , daß

die Wünſche der Militäranwärter erfüllt ſind . Folgende Zuſammen⸗

ſtellung beleuchtet den derzeitigen Stand der Angelegenheit :

Geſetzes - Beſtimmungen

über die Anrechnung von Militärdienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter der

im Staatsdienſt angeſtellten Militäranwärter ſind erlaſſen in

Wohern Wie im Reiche und Preußen -

Sächſenn : . . . 1910 Desgl .

Württemnbet ' sgd Linn Desgl .

178 10 Ahnlich wie in Preußen .

In den vorbehaltenen Stellen wird

das Höchſtgehalt bereits in 12

oder 15 Jahren erreicht , in den

nicht vorbehaltenen in 21 Jahren ,
die Anfangsgehalte in den vor —

haltenen Stellen ſind verhält —

nismäßig hoch — deshalb keine

Anrechnungsbeſtimmungen .

Mecklenburg - Schwerin . 1. 4. 12 Wie in Preußen .

Sachſen⸗ Weimar 30. 3. 10 Desgl .

Oldenbußm 2. 12 . 09 D

Waünſchweigg 14. 1. 01 iger wie in Preußen .

Sachſen⸗Meiningen . . 18. 2. 10 2 Jahre nach mehr als

12 jähriger Dienſtzeit , ſonſt
1 Jahr .

Alittenbutg — Vorgelegt wie in Preußen .

Sachſen - Coburg - Gothan . 18. 4. 08 der Unteroffizier - Dienſtzeit .
5 . 209

Mihäkkk 1911 Vorgelegt wie in Preußen .

Schwarzburg - Sondershſ . Erheblich günſtiger wie in Preußen .

Schwarzburg - Rudolſtadt . Vorläufig abgelehnt .

Waldeck - Pyrmont . . . 1909 Wie in Preußen .

Reuß älterer Linie 27. 10 . 1

Reuß jüngerer Linie . . 1. 6. 11

Schaumburg⸗Lippe . . 8. 10 . 09

Lippe⸗Detmolld In Ausſicht .
25. 10. 09 Wie in Preußen ; gilt auch für

den Kommunaldienſt .
e 29. 4. 10 Desgl .

Hambunßß 1910 Einſtweilen ausgeſetzt .

Elſaß⸗Lothringen . . . 1913 Wie in Preußen .

Mecklenburg⸗Strelitz . . 20. 4. 12 Desgl .

Solche Beſtimmungen für den Kommunaldienſt auch zu treffen , haben

außer Lübeck , Bremen , Hamburg alle Bundesregierungen abgelehnt .



C. Die Gemeinden .

Nur ganz wenige Gemeinden haben eine Anrechnung eines

der Militärdienſtzeit auf das Beſoldur er gewährt ; die Ve
hältniſſe ſind hier ungemein verſchieden . Es fehlt

5
das Syſtem 5

Dienſtaltersſtufen , andere Gemeinden ſcheuen die Koſten. Aber eine Härte

iſt der heutige Zuſtand . Auch bei den Gemei 0 ſteht feſt ,
wie groß die Altersunterſchiede bei der Erreichung des Höchſtgehalts

zwiſchen Militär - und Nichtmilitäranwärtern bei den Kommunal

uſw . Verwaltungen ſind . Es kommen häufiger Altersunterſchiede
bis zu 15 und noch mehr Jahren in einzelnen Beſoldungsklaſſen vor .

Hiermit iſt der Beweis erbracht , daß die Verhältniſſe zwiſchen den

Militär - und Zivilanwärtern im Kommunal - uſw . Dienſte zum mindeſten

genau ſo ungünſtig liegen , wie dies bei den gleichen Anwärtern im

Reichs⸗ und Staatsdienſte vor Erlaß der Anrechnungsvorſchriften der

Fall war . Wenn nun dieſe Gründe dazu geführt haben , daß für die

Reichs⸗ und Staatsbehörden Anrechnungsvorſchriften erlaſſen wurden ,

ſo dürfte es wohl recht und billig ſein , für die Militäranwärter

Kommunal⸗ - uſw . Dienſte durch Anrechnungsvorſchriften gleiche Rech

zu ſchaffen , wie ſie nun ſchon ſeit 1908 die Militäranwärter 5
Reichs⸗ und Staatsdienſte genießen . Die Reichswehrmacht hat un

zweifelhaft die Grundlage geſchaffen , die eine friedliche Entwicklung
des Vaterlandes ermöglicht . An dieſer Entwicklung nehmen auch die

Kommunen uſw . in hervorragendem Maße teil . Sie haben in der rück

liegenden , unſerem Vaterlande beſchieden geweſenen Friedenszeit
einen erfreulichen wirtſchaftlichen Aufſchwung nehmen können , weil

unſere durch unermüdliche Arbeit ſchlagfertig erhaltene Armee und

Marine ſich als geeignete Werkzeuge erwieſen haben , den Frieden zu

erhalten . Aus der Notwendigkeit der Unterhaltung des ſtehenden

Heeres und der Marine ergibt ſich jedoch als weitere Folge die Über

nahme der mit dieſen Einrichtungen verbundenen Verpflichtungen .
Damit ſtehen auch die zum Zwecke der Verſorgung der Militäranwärter

im Zivildienſt erforderlich gewordenen geſetzlichen Anordnungen im

unmittelbaren und untrennbaren Zuſammenhange .

Wenn daher heute noch kein geſetzlicher Zwang für die Gemeinden

zur Anrechnung beſteht , ſo würde zunächſt kein Bedenken vorliegen ,
einen ſolchen einzuführen . Sodann ſollten es die Gemeinden ſelbſt

als eine Ehrenſache anſehen , hier nicht hinter Reich und Staat zurück

zubleiben .
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